
Da die technische Entwicklung die quasi-Trennung der 
Stimme von ihrem eigentlichen Träger möglich gemacht 
hat, ist die konkrete Postulierung der menschlichen 
Stimme als Schutzobjekt unbedingt erforderlich. Im 
folgenden soll dargelegt werden, welche wesentlichen 
Kriterien bei der Gestaltung des „Rechts der stimm­
lichen Äußerung“ zu beachten sind, wobei die Ton­
bandaufnahme als die z. Z. am weitesten verbreitete 
Form der Fixierung der menschlichen Stimme als Bei­
spiel dient:
— Gibt es rechtlich relevante Unterschiede zwischen 

dem öffentlich und dem nichtöffentlich gesprochenen 
Wort?

— Gibt es rechtlich relevante Unterschiede in der Ziel­
stellung bzw. dem Zweck der Aufnahmen?

— Welche Prinzipien sind hinsichtlich der Genehmi­
gungsbedürftigkeit für Stimmaufnahmen und ihrer 
Verwendung festzulegen?

— Welche gesetzlichen Tatbestände über Aufnahme 
und Verwendung von Stimmaufnahmen gibt es 
schon?

Einige typische Beispiele für Möglichkeiten der Fixie­
rung der menschlichen Stimme sollen das Anliegen ver­
deutlichen. Es kann sich dabei um folgende Sachver­
halte handeln:
a) Ein Bürger stellt in seiner Wohnung ein Tonband­
gerät auf, um Gespräche mit Familienangehörigen, 
Bekannten, Freunden oder anderen Personen aufzuneh­
men, die in familiärer, amtlicher, ehrenamtlicher oder 
beruflicher Eigenschaft zu ihm kommen.
b) Ein Bürger benutzt im Rahmen des geselligen Ver­
kehrs oder in Ausübung amtlicher, beruflicher oder 
ehrenamtlicher Tätigkeit ein Tonband, um seine Ge­
spräche bei anderen Bürgern, z. B. in deren Wohnung, 
mitzuschneiden.
c) Bei nichtöffentlichen Zusammenkünften, z. B. einer 
Produktionsberatung im Betrieb, einer Mitgliederver­
sammlung der PGH, einer Schulstunde, werden die 
Gespräche auf Tonband aufgenommen.
d) Ein Bürger oder auch ein Angestellter schneiden in 
einer staatlichen oder gesellschaftlichen Institution eine 
Unterredung mit, um ein Erinnerungs- oder Beweismit­
tel zu haben.
e) Es werden in der Öffentlichkeit Tonaufnahmen ge­
macht, mit denen gezielt die Stimme bestimmter Per­
sonen fixiert wird, z. B. durch Belauschen von Perso­
nen in Verkaufsstellen, bei Diskussionen auf der Straße 
u. ä.
f) Es werden zum Zwecke der publizistischen Gestal­
tung, z. B. für Umfragen für Rundfunk oder Fernsehen, 
Aufnahmen mit verstecktem Mikrofon gemacht.
g) Sowohl im privaten Bereich als auch gegenüber öf­
fentlichen Institutionen werden Telefongespräche von 
beiden Seiten mitgeschnitten.
h) Zu Sprach- und Dialektstudien werden für persön­
liche oder berufliche Zwecke Aufnahmen gemacht.
i) Eine gerichtliche Verhandlung wird vom Gericht auf 
Tonband aufgenommen.

Öffentliche und nichtöffentliche stimmliche Äußerungen

Sprachliche Äußerungen sind vom Denken geprägt, sie 
zeigen also ein Bild vom Menschen, das im Unterschied 
zum Bildnis nicht nur „Äußerlichkeiten“, sondern 
Gedanken, Meinungen, Verhaltensweisen und den Stand 
der geistigen Entwicklung offenbart. Dies ist sowohl der 
öffentlichen wie der nichtöffentlichen Äußerung eigen. 
Das öffentlich gesprochene Wort muß nicht zwangs­

läufig besser durchdacht sein als das nicht öffentlich 
gesprochene; es kann auch nicht von vornherein gesagt 
werden, daß ein nichtöffentlich geführtes Gespräch oder 
andere stimmliche Äußerungen wesentlich anders ge­
staltet sind als öffentliche. Hier qualitative Unter­
schiede festzustellen ist praktisch unmöglich, es sei 
denn, bestimmte Äußerungen werden nur nichtöffent­
lich getan (z. B. Äußerungen, die die Intimsphäre betref­
fen, vertrauliche Gespräche u. a.).

Bei diesen stimmlichen Äußerungen geht es nicht pri­
mär um die qualitative Seite ihres Inhalts, sondern 
darum, daß ihr Bekanntwerden ausdrücklich nicht er­
wünscht ist (z. B. ärztliche und anwaltliche Schweige­
pflicht). Das ist also nur in bestimmten Fällen beacht­
lich. Von Bedeutung ist aber, daß z. B. Gespräche im 
Freundes-, Familien- oder Kollegenkreis wegen ihrer 
inneren Bezugspunkte anders gestaltet werden, auch 
wenn inhaltlich nichts anderes ausgesagt wird. Eine 
Veröffentlichung dieser Äußerungen gegenüber Unein­
geweihten kann wegen der nichtbekannten Bezugs­
punkte ein falsches Bild von dem sich Äußernden her- 
vorrufen. Insofern gibt es zum Teil erhebliche Unter­
schiede zwischen öffentlichen und nichtöffentlichen 
Äußerungen. Die Gefahr der fehlenden Kenntnis über 
die Bezugspunkte der Gespräche besteht jedoch auch 
bei öffentlichen Äußerungen, so z. B. dann, wenn die 
Öffentlichkeit begrenzt ist und nicht schon aus der Art 
und Weise der Äußerungen die Absicht ersichtlich wird. 
Sowohl bei den öffentlichen als auch bei den nicht­
öffentlichen Äußerungen ist daher eine Verletzung der 
Persönlichkeit durch die Wiedergabe des Geäußerten 
gegenüber anderen mittels technischer Vervielfälti­
gungsverfahren möglich, wenn Äußerungen ohne Ge­
nehmigung der sich äußernden Person aufgenommen 
wurden.

Zu beachten ist weiter, daß eine Aufspaltung in öffent­
liche und nichtöffentliche Persönlichkeit den Grundprin­
zipien der sozialistischen Auffassung von der Persön­
lichkeit widerspricht. Würde-diese Aufspaltung bejaht, 
so würde das zu dem Ergebnis führen, daß ein Persön­
lichkeitsrecht der sog. Intimsphäre zu schaffen sei. Das 
würde zugleich eine Fortsetzung der früheren unter­
schiedlichen rechtlichen Behandlung von „Personen der 
Zeitgeschichte“ und anderen Personen bedeuten./4/ Das 
öffentliche wie das nichtöffentliche Verhalten darf also 
nicht durch gesetzliche Maßnahmen als wesentlich un­
terschiedliches Verhalten (Verhalten als Persönlichkeit) 
normiert werden.

Zar Zielstellung
bzw. zum Zweck von Tonbandaufnahmen

Zweck und Zielstellung von Tonbandaufnahmen kön­
nen verschiedenartig sein; es können jedoch zwei große 
Richtungen festgelegt werden:
— Aufnahmen zu rein persönlichem und/oder beruf­

lichem Gebrauch;
— Aufnahmen, die von vornherein bewußt für einen 

breiten Personenkreis gemacht werden.
Sämtliche Stimmaufnahmen von Personen sind zu­
nächst darauf gerichtet, in irgendeiner Weise später 
genutzt zu werden. Die Fixierung der Stimme eines 
anderen ist nur möglich, wenn dieser aktiv wird, wenn

M So die Regelung in § 23 des Gesetzes, betr. das Urheber­
recht an Werken der bildenden Künste und der Photographie, 
vom 9. Januar 1907, das bis zum Inkrafttreten des URG am 
1. Januar 1966 galt.
Vgl. dazu H. Tegetmayer, „Bemerkungen zum Charakter und 
Schutz des Rechts am eigenen Bild“, NJ 1962 S. 733 ff. (734 f.), 
und H. Püschel, „Zum Charakter und Schutz des Rechts am 
eigenen Bild“, NJ 1963 S. 62 f.
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